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Rs. C-414/16 (Egenberger) 
 

A. Sachverhalt 

Frau Egenberger hatte sich bei dem Evangelischen Werk um eine befristete Referentenstelle ohne 
unmittelbarem Bezug zum Verkündigungsauftrag der Kirche beworben, ohne Erfolg: ausweislich der 
Stellenbeschreibung war die evangelische Konfession erforderlich. Nach bislang geltendem Recht in 
Deutschland war das zulässig, weil den Kirchen eine verfassungsrechtlich abgesicherte Autonomie 
zugestanden wurde (BVerfG, NZA 2014, 1387 Rn. 112 ff.). Kann sie Schadensersatz nach § 15 II AGG 
verlangen? 

B. Deutsches Recht  

§ 7 Abs. 1 AGG 
Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; dies gilt auch, 
wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes bei 
der Benachteiligung nur annimmt. 

§ 9 AGG 
 (1)      Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der Welt-
anschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordneten Einrich-
tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche 
Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch zulässig, wenn eine be-
stimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses der jeweiligen Re-
ligionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art 
der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. 
(2)      Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung be-
rührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten 
Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich die gemeinschaft-
liche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ihren Beschäftigten ein 
loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen zu kön-
nen. 

§ 15 II 1 AGG 

Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte eine ange-
messene Entschädigung in Geld verlangen. 

 
C. Europäisches Recht 

Art. 1 Richtlinie 2000/78 
Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Bekämpfung der Diskrimi-
nierung wegen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung in den Mitgliedstaaten. 

Art. 2 Abs. 1 Richtlinie 2000/78 
Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet ‚Gleichbehandlungsgrundsatz‘, dass es keine unmittelbare oder 
mittelbare Diskriminierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe geben darf. 
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Art. 4 Richtlinie 2000/78 
(1) Ungeachtet des Artikels 2 Absätze 1 und 2 können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine Un-
gleichbehandlung wegen eines Merkmals, das im Zusammenhang mit einem der in Artikel 1 genann-
ten Diskriminierungsgründe steht, keine Diskriminierung darstellt, wenn das betreffende Merkmal 
aufgrund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine 
wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßi-
gen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt. 

(2) Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf berufliche Tätigkeiten innerhalb von Kirchen und ande-
ren öffentlichen oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder Weltan-
schauungen beruht, Bestimmungen in ihren zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie geltenden 
Rechtsvorschriften beibehalten oder in künftigen Rechtsvorschriften Bestimmungen vorsehen, die 
zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie bestehende einzelstaatliche Gepflogenheiten wider-
spiegeln und wonach eine Ungleichbehandlung wegen der Religion oder Weltanschauung einer Per-
son keine Diskriminierung darstellt, wenn die Religion oder die Weltanschauung dieser Person nach 
der Art dieser Tätigkeiten oder de[n] Umstände[n] ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige 
und gerechtfertigte berufliche Anforderung angesichts des Ethos der Organisation darstellt. Eine sol-
che Ungleichbehandlung muss die verfassungsrechtlichen Bestimmungen und Grundsätze der Mit-
gliedstaaten sowie die allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts beachten und rechtfertigt 
keine Diskriminierung aus einem anderen Grund. 

Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im Übrigen eingehalten werden, können die Kirchen und 
anderen öffentlichen oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder 
Weltanschauungen beruht, im Einklang mit den einzelstaatlichen verfassungsrechtlichen Bestimmun-
gen und Rechtsvorschriften von den für sie arbeitenden Personen verlangen, dass sie sich loyal und 
aufrichtig im Sinne des Ethos der Organisation verhalten.“ 
 
Art. 21 GrCh 
(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltan-
schauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minder-
heit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind 
verboten. 

(2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede Dis-
kriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Art. 47 GrCh 
(1) Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden 
sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Ge-
richt einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen. 

Art. 51 GrCh 
(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wahrung 
des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des 
Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grundsätze und 
fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und unter Achtung der 
Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen werden. 


